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Kooperation in der Jugendberufshilfe – 
Netzwerkbildung in unübersichtlichem Terrain

Der Beitrag fragt nach dem Nutzen von Netzwerkansätzen und Netzwerk-

arbeit in Bildungs-, Qualifizierungs- und Integrationsprojekten der Jugend-

berufshilfe. Dieses Arbeitsfeld der Jugendberufshilfe bzw. der arbeitswelt-

bezogenen Jugendsozialarbeit führt uns auf ein unübersichtliches Terrain. 

Dabei scheint die Ausgangssituation doch eindeutig: 

 

� Jugendarbeitslosigkeit gilt als 

zentrales gesellschaftliches Pro-

blem in Deutschland und in 

nahezu allen europäischen Län-

dern;  

� die Politik räumt der Bekäm-

pfung von Arbeitslosigkeit 

höchste Priorität ein. So fordert 

die bildungs- und beschäf-

tigungspolitische Agenda der 

EU, dass kein Jugendlicher 

länger als ein ½ Jahr arbeitslos 

ist. Diese europäische Leitlinie 

hat in zugespitzter Weise Ein-

gang in die deutsche Sozial-

gesetzgebung gefunden. Unter 

der Maxime des Förderns und 

Forderns soll nach SGB II jeder 

Hilfesuchende unter 25 Jahren 

„unverzüglich nach Antrag-

stellung auf Leistungen in eine 

Arbeit, eine Ausbildung oder 

eine Arbeitsgelegenheit“ ver-

mittelt werden; 

� die Jugend als nachwachsende 

Generation wird gebraucht – zur 

Abwendung der immer lauter 

beschworenen demografischen 

Katastrophe verbunden mit 

drohendem Fachkräftemangel und 

gebraucht als Beitragszahler im 

Sozialversicherungssystem. Um es 

mit der Losung des CJD zu sagen: 

„Keiner darf verloren gehen!“ 

� die Jugendlichen selbst treibt 

die Sorge um, keine Ausbil-

dungsstelle zu bekommen 

und später arbeitslos zu 

werden. Dies stellt die 

größte Zukunftsangst der 

Jugendlichen dar, wie die 

empirischen Jugendbefra-

gungen und prominent die 

Shell-Jugendstudien seit 

1997 fortlaufend aufweisen.  
 

Vordergründig scheint die Auf-

gabe klar ausgemacht: Kampf 

um die Sicherung vorhandener 

und Schaffung zusätzlicher 

Ausbildungs- und Arbeits-

plätze. An Fürsprechern und 

Vorschlägen ist kein Mangel. 

Unklar allerdings ist die Zu-

weisung dieser Aufgabe an die 

gesellschaftlichen Akteure und 

die Reichweite ihrer jeweiligen 

Verantwortung: 

� die Wirtschaft könne nur 

Arbeitsplätze schaffen, die 

sich rechnen;  

� der Staat könne keine 

Arbeitsplätze schaffen, denn 

„Wirtschaft findet in der 

Wirtschaft statt“. Der öffent-

liche Sektor habe im Rah-

men seiner Modernisierung 

und im Interesse des 

Steuerzahlers effiziente 



 

 

4/25 

Strukturen sicherzustellen, 

wobei die Personalanpassung 

einen hohen Stellenwert 

einnimmt. Staat und Kommunen 

könnten „keine ABM für 

überzähliges Personal“ sein – so 

etwa Sachsens Ministerpräsident 

Milbradt Anfang Februar 2007. 

� Der 'dritte Sektor' gilt als neuer 

Hoffnungsträger, setzt jedoch 

weitgehend auf Ehrenamtlichkeit 

und Bürgerarbeit; Beschäfti-

gungswachstum bleibt in hohem 

Maße auf staatliche Refinan-

zierung verwiesen 
 

Während sich die Interessen-

gruppen in anderen Fragen um 

Aufgabenclaims und Aufträge strei-

ten (z.B. in der Debatte um die 

Gesundheitsreform), evoziert diese 

'größte Sorge' und 'wichtigste Auf-

gabe' zwar viele Mitleidsbekun-

dungen, messbare Erfolge aber 

bleiben aus. Alle Akteure verweisen 

auf ihr beschränktes Können. Alte 

und neue Vorschläge werden 

immer wieder vorgetragen, die 

Ansätze aber verschwinden in 

einem Bermudadreieck zwischen 

Wollen und Können. Stets findet 

sich eine Akteursgruppe, die 

Zweifel an der Machbarkeit erhebt; 

im Interesse eigener Systemstabi-

lisierung werden Abgrenzungen 

vorgenommen, das Feld wird 

insgesamt unübersichtlich und die 

Aufgabenverantwortung ver-

schwimmt in einem Labyrinth von 

Zuständigkeiten und Nichtzu-

ständigkeitserklärungen. 
 

Das Arbeitsfeld der Jugend-

berufshilfe ist in exponierter 

Weise geprägt durch eine Vielfalt  

unterschiedlicher Akteure.  
 

Befasste Akteure sind: 

� die Arbeitsverwaltung:  

Ihr Handeln ist im Wesent-

lichen an den Notwendig-

keiten und Anforderungen 

des Arbeitsmarktes orientiert 

und versucht Ungleichge-

wichte zwischen Angebot 

und Nachfrage auszu-

gleichen. Als regionale 

Bezirksrepräsentanz sind sie 

die administrative Durch-

führungsinstanz für bundes-

einheitlich gesetzlich 

geregelte (und europäisch 

initiierte) Programme; im 

Rahmen der 'freien För-

derung' wurden regionale 

Ermessensspielräume einge-

räumt, bei der Beschreitung 

„innovativer Wege“ bleiben 

sie jedoch auf die Ideen der 

Projektträger verwiesen;  

� die Berufschulen: 

Sie haben ihre Schüler/innen 

zu einem erfolgreichen Be-

rufsabschluss zu führen; Be-

rufschule hat in der Regel 

einen anderen Blick als den 

sozialpädagogischen: Hier 

gelten schwache Schüler als 

Belastung, die das Klassen-

niveau drücken und zumeist 

noch dazu die Lehrer ärgern. 

Deshalb tut sich die Berufs-

schule auch erfahrungs-

gemäß schwer mit ihren 

BVJ-Klassen, in denen die 

'Versager' aufgesammelt 

werden;  

� die Betriebe:  

als Ausbildungsbetriebe be-

treiben sie die Ausbildung 
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zum Zwecke der Sicherung 

eines berufsfachlich 

qualifizierten Nachwuchses; 

schwierige Jugendliche werden 

nur im Ausnahmefall 

'mitgeschleppt'; ein über Bedarf 

ausgeweitetes Volumen an 

Ausbildungsplätzen gilt im 

Prinzip als sinnlos. Als 

Beschäftigter sind sie an der 

Einstellung leistungsfähiger 

Arbeitskräfte interessiert, 

Lohnkostenzuschüsse gelten als 

Mitbringsel und die geförderten 

Zielgruppen als werden nur 

aufgenommen, solange sie das 

leistungsorientierte Betriebs-

gefüge nicht stören: „Wer 

anständig arbeitet, ist auch sein 

Geld wert, das er bekommt. Wir 

können keine Extrawürste 

braten, bloß weil einer vom 

Arbeitsamt Geld mitbringt“ – so 

der Tenor von Ausbildungs-

leitern bei einer Regionalstudie 

in Württemberg; 

� die Berufskammern des 

Handwerks, des Handels 

und der Industrie:  

Sie vertreten vor allem die 

Interessen ihrer Innungen 

und Mitgliedsbetriebe und 

beraten diese etwa in Aus-

bildungsfragen; 

� Träger von Maßnahmen der 

Berufsvorbereitung, der 

außerbetrieblichen Erstaus-

bildung, der (Nach-)Qualifi-

zierung und Beschäftigung: 

Sie nehmen die am Markt nicht 

untergekommenen Personen-

gruppen durch Ausschöpfung 

sozialstaatlich bereitgestellter 

Förderprogramme auf und 

'trainieren' diese. Als Bildungs- 

und Beschäftigungsträger 

sind sie immer auch Auftrag-

nehmer, wobei als 

Zielstellung die Erreichung 

hoher Übergangsquoten in 

den allgemeinen Markt durch 

Erhöhung der Beschäfti-

gungsfähigkeit der Klientel 

und deren erfolgreiche Ver-

mittlung dominiert. Damit 

stoßen die Maßnahmeträger 

an die Grenzen des Arbeits-

marktes und stehen vor der 

Frage, wie sie ihrem Hand-

lungsauftrag gerecht werden 

können; 

� die Jugend- und Sozial-

ämter:  

Als kommunale Akteure 

suchen sie die Integrations-

chancen für ihre Klientel zu 

verbessern; dabei ergänzen 

sie ausbildungs- und 

beschäftigungspolitische 

Programme übergeordneter 

staatlicher Ebenen und 

setzen ggf. auch eigene 

Initiativen im Sinne einer 

sozialintegrativen 

Kommunalpolitik. Das 

Sozialgesetzbuch verpflichtet 

sie als örtliche öffentliche 

Träger zu einer Abstimmung 

von Maßnahmen im 

Einzelnen und zu einer 

konzeptionellen – auch 

Ressort übergreifenden – 

Sozialplanung insgesamt, ein 

Auftrag, dem sie jedoch in 

der Regel kaum zureichend 

nachkommen.  
 

Alle genannten Akteure sind in 

das Aufgabenfeld der Jugend-

berufshilfe mehr oder weniger 
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involviert. Die Akteure formulieren 

ihren Handlungsauftrag unter 

Bezug auf ihre spezifische 

institutionelle Programmatik unter 

Betonung ihrer Interessen. 

Zuständigkeits- und Verant-

wortungsübernahme aber auch 

gegenseitige Abgrenzung sind 

Ausdruck der Unübersichtlichkeit 

des Gesamtfeldes.  
 

Mit der neuen, gesetzlich vor-

gegebenen Unterteilung von 

„Premiumkunden“ nach SGB III 

und Hilfesuchenden nach SGB II 

stellen sich in verschärfter Weise 

Fragen nach Kooperation:  

� Wie erfolgt die Steuerung – als 

Abruf und Zuteilung – von Lei-

stungen nach SGB III für An-

spruchberechtigte aus dem 

Rechtskreis SGB II?  

� Wie funktioniert dieses Zu-

sammenwirken in Options-

kommunen, wie werden hier die 

Schnittstellen zwischen SGB II 

und SGB III ausgestaltet? 

� Ist es beispielsweise sinnvoll, 

dass Optionskommunen ein 

eigenes System der Berufs-

beratung für ihren Zuständig-

keitsbereich institu-

tionalisieren? – Oder ist es 

effizienter, auf die lang-

jährigen Erfahrungen der BB 

der Arbeitsagenturen 

zurückzugreifen und dafür 

Entgelte zu entrichten? – 

Oder verhindert gerade 

letzteres die mit dem 

Optionsmodell verheißene 

Option, „neue Wege“ zu 

beschreiten?  

� Wo ist der Ort, auf örtlicher 

Ebene beispielsweise 

darüber – und jenseits von 

Stereotypen – zu ver-

handeln?  

� Wie müssen Foren der 

Diskussion und der 

Kooperation angelegt 

werden, um arbeitsfähige 

und lösungsorientierte 

regionale Netzwerke hervor-

bringen zu können?  

� Welche Rolle spielt die 

arbeitsweltbezogene 

Jugendsozialarbeit als 

Aufgabe der Jugendhilfe 

nach § 13 SGB VIII und ggf. 

in Verbindung mit § 27 ff. 

und § 41 KJHG? 

� Wie erfolgreich erweisen sich 

die aktuell hoch gehandelten 

Formen der Kooperation auf 

örtlicher Ebene – also z.B. das 

Modell „Jugendkonferenzen“?  

� Welche Chancen bietet die 

Kooperation mit der Wirt-

schaft? 
 
Diesen Fragen bilden den 
Leithorizont.  
 

Wir alle hören, dass Netz-

werkarbeit en vogue ist, wir 

wissen, dass die Aufstellung 

als Netzwerk mitunter er-

forderlich ist, um an Förder-

programmen partizipieren zu 

können, wir glauben, dass gut 

strukturierte Netzwerkarbeit 

durchaus ihren Sinn hat und 

die gewünschten Synergie-

Effekte frei setzt – und 

zugleich empfinden viele 

Kolleg/innen aus der Praxis 

eine innerliche Abwehr gegen 

„Quatschrunden“, einen 
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Widerstand gegen das 

ehrenwerte Postulat der Trans-

parenz. Transparenz meint: wir 

legen gegenseitig alle Karten auf 

den Tisch und suchen die beste 

Lösung. Der Widerstand kommt 

daher, dass viele von uns allzu 

oft erlebt haben, dass das Spiel 

nicht fair abläuft: die einen 

stellen gut meinend ihre Ansätze 

erfahrungserprobter guter Praxis 

vor, die anderen betrachten 

gerne das offen gelegte Blatt und 

nehmen Gutes mit, zeigen aber 

ihre eigenen Karten nicht. Das 

schafft Ärger und Unwillen. 
 

Dennoch beabsichtige ich, für 

Netzwerk-Kooperation zu werben. 

Die aufgezeigte Vielgestalt des 

Handlungsfeldes und die 

unterschiedlichen Kontexte der 

handelnden Akteure rufen 

geradezu nach Kooperation. Das 

aufgabenbezogene Zusammen-

wirken der Akteure hat einen 

entscheidenden Einfluss auf 

Qualität und Erfolg von Maß-

nahmen. Dabei drängt es sich 

geradezu auf, das Zusammen-

wirken der Akteure auf der Folie 

von Netzwerkmodellen zu 

beleuchten und zu prüfen.  

In eben dieser Absicht soll zu-

nächst ein Blick zurück aufzeigen, 

dass das Thema Netzwerke & 

Kooperationsmodelle – 

jenseits aller tagespolitischen 

Aufgeregtheiten – ein 

Dauerbrenner in der 

langjährigen Fachdiskussion 

der Jugendberufshilfe ist. Im 

zweiten Schritt werden einige 

Eckpunkte zur Beurteilung 

von möglichen Kooperations-

formen mit Bezug zur Netz-

werkdebatte herausgestellt. 

Dabei wird auch der Frage 

nachgegangen, wer oder was 

vernetzt werden soll – 

Akteure oder Aufgaben bzw. 

Handlungsansätze. 
 

Der nachfolgende Beitrag ist 

in wörtlicher Rede abgefasst, 

da es sich um einen Original-

beitrag zur Fachtagung der 

Bundesarbeitsgemeinschaft 

Örtlich Regionale Träger der 

Jugendsozialarbeit (BAG ÖRT) 

handelt – vorgetragen im 

Bildungszentrum der HWK 

Halle am 21. November 2006. 

Die Abhandlung versteht sich 

zugleich Mainstreaming-

Beitrag und Kontext gestütz-

tes Produkt der EQUAL- 

Entwicklungspartnerschaft 

PAKT. 
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Ein Blick zurück: Von den Verbundansätzen 
zu Kompetenzagenturen
 
Das Thema Kooperation ist keinesfalls neu. Im Ringen um Kooperation 

zieht sich eine lange Spur durch die jüngere Geschichte der Jungend-

berufshilfe, die sich ohne große Mühe verfolgen lässt.  

� Anfang der 90er Jahre war der 

sog. Verbundansatz Schwer-

punkt im Bundesjugendplan-

Modellprogramm arbeitswelt-

bezogene Jugendsozialarbeit. 

Projekte aus den neuen Ländern 

durften damals kurzfristig ein-

steigen. Kooperation zielte 

seinerzeit auf die Herstellung 

regionaler Trägerverbünde. 

� Die Robert-Bosch-Stiftung 

förderte Mitte der 90er Jahre 

Modellentwicklungen zur Ver-

besserung der Kooperation zwi-

schen Jugendhilfe und Arbeits-

förderung, an der Schnittstelle 

von KJHG und AFG. Die Gut-

achtergruppe empfahl als 

Extrakt ihrer wissenschaftlichen 

Begleitung die Einrichtung 

regionaler Treuhänder-

stellen. Diese regionale 

Treuhänderstelle sollte in der 

Jungendberufshilfe-Landschaft 

als ‚Regiestelle‘ fungieren und 

verlässliche Rahmenbeding-

ungen für die Jugendberufs-

hilfepraxis herstellen – auf einer 

für alle Träger transparenten 

Grundlage. Durch Einrichtung 

eines regionalen Finanzierungs-

pools soll der Treuhänder die 

Mittel aus Leistungsverpflich-

tungen unterschiedlicher 

Kostenträger bündeln. Dazu 

hieß es im Gutachten:  

„Der Regionale Treuhänder 

vergibt die Finanzmittel, 

kontrolliert in Verbindung mit 

einer Selbstevaluation und 

einer Programmevaluation der 

[betrieblichen] Jugendberuf-

shilfe die Finanzierungspraxis 

und die Erfüllung der Auf-

lagen. Er berichtet dem 

Jugendhilfeausschuss. Der 

Regionale Treuhänder 

verwaltet einen Pool, über den 

die Mittel der [betrieblichen] 

Jugendberufshilfe vor- und 

refinanziert werden können.“1 

� Die Jugendberufshilfe sollte 

demzufolge unter der Regie 

dieser Leitstelle zum zentralen 

Vernetzungsakteur unter-

schiedlicher Politikfelder und 

Fördertöpfe auf lokaler oder 

regionaler Ebene avancieren. 

Durch die Zusammenführung 

der Mittel von Jugendhilfe, 

Sozialhilfe, Arbeitsförderung 

und gegebenenfalls weiterer 

Förderungen in einem zen-

tralen Finanzpool und durch 

eine zentrale Steuerung der 

Mittelvergabe auf lokaler 

Ebene könne ein unnötiger 

und ressourcenverzehrender 

Regieaufwand bei den Einzel-

projekten wie auch bei den 

unterschiedlichen Zuwen-

dungsgebern vermieden 

werden. 

Treuhänderstellen 

als ‚Regiestelle’ 

eines regionalen 
Finanzierungspools 
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Das Modell beansprucht für sich, 

in hohem Maße Transparenz zu 

schaffen. In der Sprache der 

Verwaltungsmodernisierung 

ausgedrückt, betreibt der 

regionale Treuhänder cash 

management, regelt die Auf-

gabenerledigung durch Kon-

trakte mit den regionalen 

Leistungsanbietern, die er in ein 

wettbewerbs- und damit 

leistungsförderndes Verhältnis 

zueinander bringt und deren 

Output er im Sinne eines per-

manenten Zielcontrollings über-

wacht. Das von den Gutachtern 

der Robert-Bosch-Stiftung 

vorgeschlagene Treuhänder-

modell bietet wichtige Anhalts-

punkte für eine verbesserte 

Praxis lokaler/regionaler 

Koordinierung 2 

� Denn „um die tendenziell zer-

splitterten Zuständigkeiten zu 

bündeln und die Leistungen der 

nach unterschiedlichen Logiken 

operierenden Akteure abzu-

stimmen, braucht es Verfahren 

und Institutionen einer lokalen 

Übergangspolitik“ – so Frank 

Braun (1996, S. 310), der ge-

meinsam mit Tilly Lex und 

Hermann Rademacker 1999 eine 

wunderbare Expertise 3 vor-

gelegt hat, in der – gleichsam 

als Quintessenz der Begleit-

forschungen des DJI zur arbeits-

weltbezogenen Jugendsozial-

arbeit – zentrale Probleme im 

Feld der Jungendberufshilfe 

zusammengestellt sind. Was 

bemängelt wird – Sie finden dies 

auch als Auszug in unserem 

jüngsten Buch – ist die 

Zersplitterung der Zuständig-

keiten und ein 

unkoordiniertes Nebenein-

ander der Akteure, die 

jeweils den Eigenlogiken 

ihrer Institutionen folgen. 

Letztlich befinde sich die 

Jugendberufshilfe in der 

Rolle eines Laufburschen, 

der – wie in einem Katz- und 

Maus-Spiel – zwischen den 

zuständigen Stellen hin und 

her flitzt. Die DJI-Experten 

setzen stark auf die 

Kommunen als 

Koordinierungsinstanz. 

� Bevor wir – in unserem Blick 

zurück – am Ende des Jahr-

tausends ankommen, darf 

allerdings der Verweis auf 

die Kooperationsverein-

barungen „zur beruflichen 

Eingliederung benachteiligter 

junger Menschen“ nicht 

fehlen, wie sie auf Landes-

ebene unter Beteiligung der 

maßgeblichen Partner ab-

geschlossen wurden. Die 

erste Kooperationsverein-

barung hatte der Freistaat 

Thüringen 1994 unter tat-

kräftiger Unterstützung von 

INBAS zuwege gebracht; 

Sachsen zog spät nach und 

hat im August 2006 sein 

Schriftwerk aktualisiert, 

dabei den Städte- und 

Gemeindetag wie auch den 

Landkreistag als Jugendhilfe- 

und SGB II - Träger einbe-

zogen, was zuvor nicht 

gelang.  
 

Durchgängig wird im Text 

die Bedeutung der 

regionalen Untersetzung 

Kommunen als 

Koordinierungs-
instanz 

Kooperations-
vereinbarungen 
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hervorgehoben, die das ganze 

Vorhaben erst mit Leben erfüllen 

könne, es werden dazu 

Empfehlungen für die 

Zusammensetzung von 

Kooperationsgremien auf 

regionaler Ebene angeführt und 

Aufgaben ausgewiesen. Auf 

Fachtagungen wurde allerdings 

kritisch konstatiert, dass in der 

Vergangenheit die regionale 

Umsetzung sehr unterschiedlich 

verlief und insgesamt deutlich 

zu wünschen übrig ließ. Von 

Desinteresse relevanter Partner, 

Ermüdung und einem Sich-tot-

laufen in Gremienarbeit war im 

Tagungsbericht die Rede. 4 

� Das neue Jahrtausend war 

geprägt vom aufziehenden Netz-

werkgedanken. Auf Bundes-

ebene wurde das Programm 

Lernende Regionen aufgelegt, 

bei dem alle bildungs- und 

arbeitsmarktpolitischen Akteure 

in einer vernetzten Strategie die 

Ressourcen in der regionalen 

Landschaft bündeln sollten. Das 

federführende BMBF setzt auf 

‚Vernetzung von unten‘ und will 

durch Zusammenarbeit 

möglichst vieler Beteiligter (z.B. 

Bildungseinrichtungen, Betriebe, 

Sozialpartner, Jugendämter, 

Arbeitsämter, soziokulturelle 

Einrichtungen, Agenda 21-

Projekte) bildungsbereichs- und 

trägerübergreifende regionale 

Netzwerke etablieren, in denen 

innovative Maßnahmen 

entwickelt, erprobt und auf 

Dauer angelegt werden. 

� Derselben Grundrichtung folgt 

auch die Europäische 

Gemeinschaftsinitiative 

EQUAL. Die Europäische 

Kommission konstatierte in 

der Auswertung der 

Vorläufer-Programme ADAPT 

und BESCHÄFTIGUNG, dass 

die Erfahrungen von Einzel-

projekten mit Ende der 

Förderung allzu oft ver-

puffen. Die EU setzt nun auf 

sog. Entwicklungspartner-

schaften. Ziel ist es, neue 

Modelle in einem integrier-

ten Handlungsansatz (als 

Netzwerk) zu erproben und 

die Erfahrungen erfolg-

reicher Modelle (best 

practice) in einem sowohl 

horizontalen wie auch 

vertikal angelegten Main-

streamingprozess weiter zu 

verbreiten. Auf diesem Weg 

soll auch eine Neuaus-

richtung der ESF-Regel-

förderung – auf Landes-, 

nationaler und europäischer 

Ebene – bewirkt werden. 

EQUAL zielt auf Förderung 

der beruflichen und sozialen 

Integration von benach-

teiligten Gruppen. Beide 

Programme weisen also 

Schnittmengen zur Jungend-

berufshilfe auf, wenngleich 

auch andere von 

Marginalisierung betroffene 

Zielgruppen eingeschlossen 

sind.  

Europäische 

Gemeinschafts-
initiative EQUAL 

Lernende Regionen 
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Der aktuelle Jugendbericht 

sieht als zentrale Herausforderung 

die Verknüpfung der 

unterschiedlichen Lernorte, wobei 

es hier nicht nur um die 

Jungendberufshilfe typischen 

Lernorte Berufsschule und Betrieb 

bzw. Projekt geht, sondern auch 

um Erkennen und Nutzen der 

informellen Ressourcen und 

Kompetenzen in alltagsnahen 

lebensweltlichen Kontexten.  

� Schließlich sind mit Jobstarter 

und den Kompetenzagenturen 

die beiden jüngsten Programme 

seitens der Bundesebene be-

nannt. Jobstarter zielt auf die 

Erschließung zusätzlicher be-

trieblicher Ausbildungsstellen 

und die qualitative Verbesserung 

der regionalen Ausbildungs-

strukturen. Auch hier geht es 

um Netzwerkbildung und -

kooperation. 

� Als besonders interessant 

erachte ich das Programm 

Kompetenzagenturen, da 

hier die alte INBAS-Idee der 

Regiestelle mit Lotsen-

funktion und Steuerungs-

kompetenz für die regionale 

Maßnahmelandschaft wieder 

aufgenommen wird – 

ausgelegt auf die besonders 

benachteiligten Jugend-

lichen. Dies ist Thema eines 

Workshops, weshalb ich 

keine weiteren Aus-

führungen mache. 

� Darüber hinaus bestehen in 

den jeweiligen Leistungs-

gesetzen des SGB wie auch 

im Berufsbildungsgesetz 

Kooperationsverpflichtungen 

mit anderen Leistungs-

trägern.  

 

 

 
Was lernen wir aus dem Blick zurück? 

Der Bedarf an Abstimmung, an 

Koordination und Kooperation ist 

nach wie vor gegeben. Dabei 

geht es im Kern um drei Ziel-

ebenen 

� einmal um die Kooperation der 

Träger von Maßnahmen 

untereinander. Ziel ist hier vor 

allem die Schaffung eines ins-

gesamt vielfältigen, differenzier-

ten und zugleich aufeinander 

abgestimmten Angebotsspek-

trums durch Synergie, d.h. 

Zusammenführen der vorge-

haltenen Ressourcen und Kapa-

zitäten innerhalb der regionalen 

Trägerlandschaft. So sieht etwa 

Raab das Handlungs-

instrumentarium der 

Jugendberufshilfe als ein 

Kontinuum von Förderange-

boten, das sich von ihren 

niederschwelligen 

Beratungsangeboten bis hin 

„zur berufspädagogischen 

Intensivstation“5 der 

Ausbildungs- und 

Beschäftigungswerkstätten 

erstreckt. Daraus müsse für 

jeden einzelnen Jugend-

lichen ein individuelles 

Förderkonzept ‚komponiert‘ 

werden, das zum 

anerkannten beruflichen 

Vollabschluss zu führen habe 

– diese Maxime der Indivi-

Kompetenz-
agenturen 

Jobstarter 

Individuelle 
Förderkonzepte 

Verknüpfung der 
Lernorte 
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dualisierung des Förderangebots 

wird durch SGB II bekräftigt. 

� Zum zweiten sollen 

Kooperationen über den 

direkten Maßnahmeträgerkreis 

hinaus mit weiteren Akteuren 

im regionalen Kontext 

hergestellt werden, die man 

maßgeblich für die Erfolgs-

sicherung braucht. Hier geht es 

um die Einbindung von 

Institutionen wie Schulen, 

Vertretern der regionalen Wirt-

schaft, lokalen Politikern – auch 

als Zugpferde für Projekte – und 

Schlüsselpersonen. 

� Schließlich geht es um die 

Zusammenarbeit zwischen 

Kostenträgern und 

Leistungserbringern, wobei 

erstere aufgrund gesetzlicher 

Leistungsverpflichtung in der 

Gewährleistungsverantwortung 

stehen. Die Erbringer von Lei-

stungen stehen dagegen in der 

Durchführungsverantwortung – 

in der Regel auf der Grundlage 

von Leistungskontrakten und 

Qualitätsprämissen. Diese 

Unterschiedlichkeit in den Rollen 

darf bei aller Bereitschaft zur 

Kooperation nicht verwischt 

werden; jeder Partner hat 

seinen Verantwortungsbereich 

auszufüllen! Ziel der Koopera-

tion zwischen Kostenträgern und 

Leistungserbringern ist vor 

allem eine Optimierung der 

Zuweisungspraxis von Teil-

nehmern in Maßnahmen, eine 

Erhöhung der Transparenz und 

eine rationale und effiziente 

Steuerung, letzteres forciert als 

Folge der Debatte um Verwal-

tungsmodernisierung unter 

dem Leitbild „aktivierender 

Staat“.  

� Immer geht es auch um die 

Etablierung und Sicherung 

von Standards – sowohl 

hinsichtlich der Leistungs-

qualität und nicht zuletzt 

hinsichtlich der Finan-

zierung. 

� Und immer geht es um Wohl 

und Wehe der Betroffenen, 

wobei sich meiner Erfahrung 

nach diese Spitze des vielbe-

schworenen sozialrechtlichen 

Dreiecks besonders für Fest-

reden zu eignen scheint und 

dort unter der Rubrik 

‚Empowerment‘ und ‚Parti-

zipation‘ abgehandelt wird, 

im Alltagskampf um Aus-

lastung und Geld jedoch 

eher eine vernachlässigbare 

Rolle spielt. Man gewinnt in 

unseren sog. Fachdis-

kussionen mitunter den 

Eindruck, die Gestaltung der 

Jugendberufshilfelandschaft 

sei hauptsächlich eine Frage 

der Geldverteilung 6. Dabei 

tritt doch gerade mit der 

Individualisierung und dem 

Gebot des Förderns und 

Forderns die Seite der 

Betroffenen deutlich 

vernehmbar hervor – und 

findet z.B. im Instrument 

der EgV ihren praktischen 

Ausdruck. 

Einbindung von 

Politikern als 
„Zugpferde“  

Gewährleistungs-
verantwortung 

Durchführungs-
verantwortung 

Leitbild 
„aktivierender Staat“ 
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Die Ausführungen zu den drei 

Zielebenen der Kooperation 

beantworten zugleich die Frage 

nach dem WAS – dem inhaltlichen 

Gegenstand – und dem WER – 

den an Kooperation zu beteiligen-

den relevanten Akteuren. Bei 

letzteren gilt es zu klären, ob sie 

überhaupt kooperieren wollen und 

falls ja – mit welchem Interesse: 

� Weshalb sollte beispielsweise ein 

regional gut positionierter 

Träger Interesse an Ab-

stimmung mit weniger 

exponierten Konkurrenten 

aufbringen?  

� Aus welchem Grunde sollten 

regionale Arbeitgeber ihre Zeit 

auf Kooperationsforen 

zubringen, wenn sie doch 

wissen, dass sie ihre Fach-

kräfte eher nicht aus der 

Klientel der Jungend-

berufshilfe rekrutieren?  

� Bloß weil ihnen jemand 

Angst macht, dass über-

morgen ein Fachkräfte-

mangel drohe? Allenfalls 

sind sie am Einsatz kosten-

loser Praktikanten aus 

außerbetrieblichen Maß-

nahmen über Bildungs-

trägern interessiert sind – 

aber das wäre immerhin 

auch schon ein Interesse.  

 

 

 

 

Exkurs:  

Kooperation mit der Wirtschaft? – oder Praktikum statt Ausbildung! 

 

Mit nachfolgender Betrachtung soll die vielerorts hochgezoomte Beschwörung 

der Vernetzung der Jugendberufshilfe mit der regionalen Wirtschaft, zu der 

sich die lokalen Akteure verpflichtet fühlen, deren Einlösung sie geradezu 

gebetsmühlenartig versprechen und die gleichwohl auch von den Programm-

trägern eingefordert wird, durch einige kritische Überlegungen kontrastiert 

werden.  

Angesichts der schwierigen Lage sind die originären Zielgruppen der Jugend-

berufshilfe heute vielfach einem Verdrängungswettbewerb nicht nur auf dem 

Markt, sondern ebenso in den Maßnahmen der Jugendberufshilfe selbst 

ausgesetzt sind. Das Stichwort hierzu lautet Creaming: Durch gezielte 

Auswahl der Maßnahmeteilnehmer im Vorfeld einer Maßnahme versuchen 

Träger, den Erfolg ihrer Maßnahmen sicherzustellen. Das anspruchsvollste 

Verfahren ist dabei das Assessmentcenter. Die Auswahl läuft also nicht nach 

Bedürftigkeit, die Hilfen werden im Gegensatz zu den Beschäftigungs-

politischen Leitlinien der Europäischen Kommission und den Richtlinien für die 

Durchführung des Jugendsofortprogramms und seiner Nachfolgeinitiativen 

gerade nicht auf „besonders benachteiligte Jugendliche“ konzentriert. Diese 

drohen vielmehr aus der Benachteiligtenförderung herauszufallen.  

Denn betreibt man eine „Bestenauslese“, so ist eher gewährleistet, dass 

Jugendliche nach ihrer Maßnahme den Sprung auf den regulären Markt 

schaffen. Gerade auf den außerbetrieblichen Maßnahmeträgern lastet ein 
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erheblicher Erfolgsdruck. Der Zuschlag für Folgemaßnahmen wird von den 

Kostenträgern in der Regel davon abhängig gemacht, dass akzeptable 

Übergangsquoten erzielt werden.  

In dieser Absicht werden die Betriebspraktika inzwischen von nahezu allen 

Maßnahmetypen als Erfolgsmodell gelobt. Denn Maßnahmen, die gerade 

schwächeren Jugendlichen mehr Zeit zum Üben und persönliche Zuwendung 

bieten, werden als „Spielwiese“ diffamiert, von den „Samthandschuhen der 

SozialarbeiterInnen“ ist die Rede. Die Bewährungsphasen in der richtigen 

Arbeitswelt sollen nunmehr den Mangel an Ernstcharakter in Maßnahmen 

heilen, zudem erhofft man sich einen „Klebeeffekt“ in den Einsatzstellen.  

Die Realität dieser „bewährten Zusammenarbeit“ zwischen Bildungsträgern 

und freier Wirtschaft zeigt jedoch mitunter ein anderes Bild: So wird deutlich, 

dass die ansässigen Betriebe zu wenige Ausbildungsplätze bereitstellen, auch 

weil sich daran gewöhnt haben, dass der berufliche Nachwuchs auf Kosten der 

Arbeitsverwaltung (und der Europäischen Union) überbetrieblich ausgebildet 

wird (z.B. Monitor im Sommer 2000 „Lehrstelle – Leerstelle“ am Beispiel der 

Region Chemnitz). Zudem wird seitens der Wirtschaft offen eingeräumt, dass 

man gerne mit Betriebspraktikanten arbeite, solange diese von den 

Bildungsträgern zur Ermöglichung betrieblicher Realitätserfahrungen 

kostenlos überlassen werden. Beispiele lassen sich vielerorts aufzeigen, wobei 

das personalintensive Hotel- und Gaststättengewerbe bei der Anwendung 

dieses Erfolgsmodells herausragt.  

So funktioniert etwa die Kooperation mit der Wirtschaft im „Modell“ eines 

optierenden Flächenlandkreises dergestalt, dass für U25 - SGB II Jugendliche 

ohne Erstausbildung Einsatzstellen für Kammer geprüfte duale Ausbildungs-

gänge in Betrieben eingerichtet werden. Die Jugendlichen verbleiben formell 

im ALG II Bezug, erhalten eine Aufwandsentschädigung (MAE) von 50 bis 90 

Euro je nach Lehrjahr, der Betrieb hat als alleinige Ausgabe die Prüfungs-

gebühr der HWK / IHK zu tragen – und für 3 Jahre eine kostenlose Kraft, die 

allerdings auf dem 1. Ausbildungsmarkt in der freien Wirtschaft angesiedelt 

ist. Vorteil seitens der beteiligten Wirtschaftsunternehmen: Sie werden durch 

die eingesparten Lehrlingsvergütungen in ihrer Kapitalrücklage gestärkt. Ob 

hierbei gerade der OBI Baumarkt oder ein großes Hotel- und Gaststätten-

konsortium als Vorzeigebetriebe ins Feld geführt und dafür belobigt werden 

müssen, dass allein Letzterer 22 Teilnehmer-Azubis pro Jahr eine Chance 

gibt, bleibt eine Geschmacksfrage. Die Frage der Zusätzlichkeit wird 

üblicherweise nach Stichtag entschieden.  

Ein ganz besonderer Coup im Hinblick auf Kooperation mit der Wirtschaft 

gelang dem für seine wirtschaftliche Weitsicht in Fachkreisen bekannten, 

ehemaligen Geschäftsführer des Kolping-Bildungswerk Sachsen: er führte 

ersten und zweiten Arbeitsmarkt unter einem Dach (‚Hilfen aus einer Hand‘) 

zusammen, indem er an der Privatisierungsstrategie des Freistaats 

partizipierte, von der staatlichen Schlösserverwaltung ein Rittergut bei 

Zwickau erwarb und dieses zu einem Tagungshotel mit gehobenem Komfort 
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ausbaute, in welchem selbst das Management des nahe gelegen VW-Werks 

gerne logierte. Den außerbetrieblichen Maßnahmeteilnehmern boten sich dort 

sowohl während der Restaurierungsphase (Bauhelfer) als auch im Vollbetrieb 

zahlreiche Einsatzfelder (Hotel, Küche, Verwaltung, Tagungsassistenz, 

Veranstaltungsmanagement, Schlossgärtnerei) inklusive eine Perspektive auf 

Anschlussbeschäftigung nach ihrer Ausbildung. Nach der 2001/02 einge-

tretenen Insolvenz von Kolping Sachsen musste das Schloss als medial 

inszenierter Beleg für den „Größenwahnsinn“ der Geschäftsführung herhalten, 

wobei gerade dieser Unternehmenszweig am allerwenigsten zum Finanz-

kollaps beitrug und in fachlicher Hinsicht anspruchsvolle und vielseitige 

Einsatzfelder aufbot, die in der Jugendberufshilfelandschaft beispielgebend 

sind. 
 

Diese Beispiele sind bewusst als 

Kontrast gewählt. Grundsätzlich 

ist es richtig, nicht in einen 

luftleeren Raum hinein zu quali-

fizieren, sondern auf die 

Anforderungen der regionalen 

Wirtschaft zu orientieren. Unter 

welchen Prämissen dies allerdings 

geschieht und wie Kooperation 

praktiziert (und gefördert) wird, 

sollte schon noch hinterfragt 

werden dürfen.  

 

So wird etwa auch in der 

Stellungnahme des Haupt-

ausschusses zum Berufsbildungs-

bericht 2002 für die neuen 

Ländern weiterhin die Schaffung 

zusätzlicher Ausbildungsplätze 

gefordert. Bei der Bereitstellung 

zusätzlicher Ausbildungsplätze 

wird allerdings eine 

Umorientierung dergestalt 

angemahnt, dass 

� Maßnahmen mit hoher 

Betriebsnähe Vorrang vor 

anderen eingeräumt wird, 

allerdings nur insoweit, wie 

durch sie betriebliche 

Ausbildungsplätze nicht ersetzt 

werden, 

� zusätzliche Ausbildungs-

platzangebote unter 

Berücksichtigung zukünftiger 

regionaler Wirtschaftsent-

wicklungen erfolgen, 

� eine stärkere Kosten-

beteiligung derjenigen 

Betriebe erfolgt, in denen 

zusätzliche Ausbildungs-

plätze staatlich finanziert 

werden. 
 

Damit wird eingefordert, dass 

sich die Bereitstellung der 

Berufsfelder am regionalen 

Bedarf ausrichten soll. Allein 

ein solcher ist oft nicht 

erkennbar und darüber hinaus 

kaum zu prognostizieren.8 

Zudem werden die Wünsche 

und Neigungen der 

„Maßnahmeteilnehmer“ 

übergangen, weil sie oftmals 

mittels der vorhandenen 

Kapazität nicht bedient 

werden können. In 

besonderer Weise sind 

Mädchen und junge Frauen in 

strukturschwachen Regionen 

mit einem unzulänglichen 

Angebot auf dem 

Ausbildungsstellenmarkt 
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konfrontiert, so dass sie sich 

nicht selten vor die Alternative 

gestellt sehen, abzuwandern oder 

mit wenig anspruchsvollen und 

oft leider auch wenig zukunfts-

trächtigen Ausbildungsgängen 

Vorlieb zu nehmen, wie die 

Abwanderungsstatistik nach-

drücklich belegt. 

Grundsätzlich werden dem 

Lernort Betrieb hohe Vorzüge 

gegenüber schulischen und 

überbetrieblichen Ausbildungs-

gängen zugesprochen: Die 

betriebliche Ausbildung fördert 

eine intrinsische Arbeits-

motivation (vgl. Heinz/Lappe 

1998), gewährleistet einen 

„hohen Ernstcharakter in den 

Anforderungen“ (Braun 1996, S. 

5) und erspare den Jugendlichen 

eine Stigmatisierung als 

„Maßnahmeteilnehmer“.  

Allerdings wird in denselben 

Expertisen vor einer Verklärung 

des Lernorts Betrieb und der 

Kooperation von Jugendhilfe und 

Wirtschaft zu „neuen sozial-

pädagogischen Zauberformeln“ 

gewarnt. Denn zum einen ist – 

bedingt durch gestiegene 

Anforderungsstrukturen gerade in 

Handwerksbetrieben – das Lernen 

eines Berufes durch „Mitlaufen“ 

kaum mehr möglich (vgl. Sund 

1999). Damit wächst für 

leistungsschwächere Jugendliche 

die Gefahr, dass sie nur noch 

erschwert Zugang zu betrieblicher 

Ausbildung finden können und 

wenn dies gelingt, besteht für sie 

das Risiko, von vorne herein zum 

Handlanger degradiert zu 

werden.  

Zum anderen sei zu 

beobachten, dass oftmals 

gerade wirtschaftlich schlecht 

gestellte Betriebe auf die 

Fördermittel als Notnagel 

zurückgreifen, deren 

Ausbildungsqualität generell 

fragwürdig erscheine (vgl. 

Braun 1996 – alle 

Quellennachweise siehe 

Arnold/Böhnisch/Schröer 

2005). 

Zugleich wird eine durchaus 

ernstzunehmende Kritik an 

der Auswahl der Berufsfelder 

in der Benachteiligten-

förderung vorgetragen. 

Einerseits wird die außer-

betriebliche Ausbildung in den 

meisten Studien als qualitativ 

gehaltvoll eingestuft; und dies 

gilt in besonderer Weise im 

Hinblick auf die lern-

schwachen Jugendlichen, 

denen im Ausbildungs-

arrangement der 

außerbetrieblichen Einrich-

tungen – abgeschirmt von 

einem betrieblichen 

Produktionsstress – Zeit 

gelassen wird, berufsnot-

wendige Fertigkeiten und 

Kenntnisse auch wiederholt 

einzuüben. Andererseits bleibt 

jedoch die Auswahl der 

angebotenen Berufsfelder in 

Entsprechung zur 

vorgehaltenen Werkstatt-

kapazität hochproblematisch. 

Damit betreibt die Jugend-

berufshilfe eine 

„Berufslenkung“ junger 

Menschen auf das „bewährte“ 

und eingeschränkte 

Berufsspektrum, das die 
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Netzwerk = 
 
� zielgerichteter 
Zusammenschluss 

� gemeinsam 
abgestimmte 
Strategie 

� komplex-reziproke 
Beziehungen = geben 
und nehmen 

� Wille zur Kooperation 
� direkte und indirekte 
Beziehungen 

� Vermittlung über 
einen „fokalen“ 
Akteur, der steuert 
und organisiert 

Benachteiligtenförderung 

traditionell kennzeichnet. 

Bevorzugt handelt es sich dabei 

um Bauhelferberufe, gastro-

nomische Berufe sowie Garten- 

und Landschaftsbau für 

männliche und die Berufs-

richtungen Hauswirtschaft und 

(einfache) Bürokraft für weibliche 

Jugendliche. 

Die Einrichtung und 

Unterhaltung von solchen 

Ausbildungsplätzen ist 

kostengünstig, ihnen fehlt 

jedoch angesichts des 

Sterbens der Einfachst-

arbeitsplätze mit Jedermans-

qualifikation das Pendant auf 

dem Arbeitsmarkt und damit 

die Anschlussperspektive.  

 
Netzwerkmodelle

Nach Erörterung der 

unterschiedlichen Interessens-

lagen der Akteure – WER – und 

einem Exkurs bleibt nunmehr die 

Frage nach dem WIE zu klären. 

Wie können regionale Netzwerke 

gestrickt sein? Wie sehen 

mögliche Modelle der Kooperation 

aus, welche Stärken und 

Schwächen weisen sie auf? Ich 

greife dazu auf die Netzwerk-

forschung zurück und führe 

Ihnen recht simple Skizzen vor 

Augen.  

 

Unter „Netzwerk“ versteht man 

den zielgerichteten Zusammen-

schluss einer Vielzahl sich ergän-

zender Akteure mit einer gemein-

sam abgestimmten Strategie. 

Netzwerke weisen eine Band-

breite der Einbeziehung von 

Beteiligten auf => von der 

lockeren Zusammenarbeit bis hin 

zu vertraglich festgelegten, 

institutionalisierten Strukturen 

Ein Netzwerk zeichnet sich durch 

komplex-reziproke Beziehungen 

aus. Dies bedeutet, dass ein 

Netzwerk nur funktionieren kann, 

wenn die beteiligten 

Organisationen nicht nur 

Leistungen entgegennehmen, 

sondern solche auch an 

andere Netzwerkpartner 

abgeben. Außerdem muss ein 

Wille zur Kooperation von 

allen Seiten vorhanden sein. 

Netzwerkbeziehungen 

müssen nicht immer direkte 

Beziehungen zwischen allen 

beteiligten Akteuren sein: 

Netzwerke können auch aus 

einer Summe bilateraler 

Beziehungen bestehen, die 

über den sog. „fokalen“ 

Akteur zu den anderen 

Netzwerkmitgliedern 

vermittelt werden (= in-

direkt). Das Vorhandensein 

eines "fokalen Akteurs" hat 

eine zentrale Bedeutung für 

die Gestaltung von Netz-

werken. Dieser steuert und 

organisiert die Vernetzungs- 

und Austauschprozesse 

zentral.
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Modelle der Netzwerkkooperation

� Strategische Netzwerke 

werden von fokalen Akteuren 

gesteuert. Hier müssen nicht 

zwischen allen Akteuren 

Beziehungen vorhanden sein. 

� Selbststeuernde Netzwerke 

stellen das Gegenteil von 

strategischen Netzwerken dar. 

In ihnen nehmen alle Akteure 

gleichberechtigt Einfluss auf die 

Netzwerkgestaltung und -

steuerung. Dabei können sich – 

auf der Basis von Gleich-

berechtigung – durchaus 

zentrale Akteure herausbilden.  

� Direkte Netzwerke zeichnen 

sich dadurch aus, dass alle 

Netzwerkpartner mit allen 

anderen Partnern in 

unmittelbarem Kontakt stehen. 

Daraus resultiert eine 

außerordentlich hohe 

Netzwerkdichte.  

� Indirekte Netzwerke 

verzichten auf den 

regelmäßigen Kontakt aller 

mit allen. Das Netzwerk 

basiert auf indirekten 

Beziehungen und zeichnet 

sich durch eine geringe 

Netzwerkdichte aus. 
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Welche Steuerungsform eignet sich für die 
Jugendberufshilfe?

Als sinnvolles Organisationsmodell bietet sich m. E. die Bildung von Clustern 

an, d.h. Teilnetzwerke, die dadurch gekennzeichnet sind, dass innerhalb der 

Cluster stärkere Bindungen („strong ties“), zwischen den Clustern eher 

schwache Bindungen („weak ties“) bestehen. Die Kommunikationsdichte in 

den Teilnetzwerken selbst ist intensiver. Zur Rückkopplung des Kommunika-

tionsflusses entsenden die Teilnetzwerke Vertreter in die Steuerungsgruppe, 

die als fokaler Akteur fungiert. 

 

Im Handlungsfeld der Jungend-

berufshilfe würde sich anbieten, 

drei Teilnetzwerke oder auch 

Arbeitskreise zu bilden. Ich schlage 

folgende Cluster vor: 

1. Schule, Berufsorientierung und 

Berufsvorbereitung;  

2. Ausbildung und ausbildungs-

begleitende Unterstützungs-

formen;  

3. qualifizierende Beschäftigungs-

projekte und Übergang in den 

Arbeitsmarkt 

Niederschwellige Beratungsdienste 

mit Querschnittsaufgaben sollten in 

allen drei Clustern vertreten sein. 

Jedes Teilnetzwerk arbeitet an 

Qualitätskriterien und weiteren 

zentralen Fragen, die nachfolgend 

zusammengestellt sind. 
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Diese Zuordnung korrespondiert mit dem in der Fachdiskussion 
eingeführten Modell der Schwellen. 

 
Übergangssystem Erste und Zweite Schwelle 

 

Resümierend stelle ich fest, dass 

es weniger entscheidend ist, an 

welches ausgefuchste Netzwerk-

modell man glaubt. Entscheidend 

ist,  

1. dass eine geeignete Person die 

Sache in die Hand nimmt – 

diese muss von den Partnern in 

ihrer Rolle und Kompetenz 

akzeptiert sein; 

2. dass klar ist, worum es gehen 

soll – was ist der Anlass, 

weswegen man zusammen 

kommt?  

3. dass die Sitzungen – sei es in 

Jugendkonferenzen, in 

Arbeitsgemeinschaften nach § 

78 KJHG oder in welchem 

institutionalisierten Rahmen 

auch immer – gut vorbereitet,  

stringent geleitet und zu 

Ergebnissen geführt werden; 

4. dass man der Netzwerk-

inflation entgegen wirkt – 

manche Angelegenheiten 

lassen sich auch in bereits 

bestehende Kooperations-

foren thematisch einlagern. 
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Empfehlungen

� Zentrale und unhintergehbare 

Hauptmaxime ist Transparenz 

(nicht in Cognac-Runden 

munkeln ...); alle beteiligten 

Akteure müssen die Spielregeln 

kennen, die eigenen Interessen 

benennen und die Interessen 

der anderen Partner 

respektieren.7 

� Als Grundlage für die 

inhaltliche Arbeit sollten 

Qualitätskriterien erarbeitet 

und diese als Leitstandards für 

Angebote der Jungend-

berufshilfe verbindlich 

vereinbart werden. Als Beispiel 

gebend kann hier das Fach-

konzept der BA zur Berufs-

vorbereitung gelten. Die 

Qualitätskriterien müssen 

immer in zweifacher Aus-

richtung angelegt sein: auf den 

Subjekt- wie auf den Arbeits-

marktbezug gleichermaßen. 

D.h. gute Praxis ist dann, wenn 

Projekte / Maßnahmen vom 

Jugendlichen her gesehen 

biografisch lernhaltig sind, auf 

die Arbeitswelt bezogen 

beruflich lernhaltig und 

anschlussfähig sind. 

� Es sollte eine Klärung 

stattfinden: was leistet Jugend-

hilfe, was ist Aufgabe der 

Arbeitsförderung nach SGB II 

+ III, was können die anderen 

Leistungsträger einbringen. 

Hier empfiehlt sich die 

Erstellung eines Grundsatz-

papiers. 

� Bekanntlich werden AGH als 

kostenneutrales 

Eingliederungsinstrument 

seitens der Kommunen mit 

Vorliebe eingesetzt. Dies kann 

und soll weiterhin vom 

Grundsatz her – mit Verweis 

auf Gesetz und Fachdiskurs – 

kritisiert werden; realistischer 

Weise empfiehlt sich dennoch 

auch hier, Qualitätskriterien 

für AGH im Bereich U25 zu 

erarbeiten und diese als 

Leitstandards vereinbaren. 

Nützlich wäre hier ein trans-

parentes Konzept für die 

Zuordnung in Fallgruppen 

(wer macht Profiling / 

Kompetenzfeststellung?) und 

wenn klar ist, wie die 

Zuweisungspraxis erfolgt (wer 

in welche Maßnahme?). 

� Ebenso notwendig ist eine 

Vereinbarung zum Charakter 

von geeigneten Tätigkeits-

feldern für den AGH Einsatz. 

Hier empfiehlt sich eine 

offene Liste von „guten 

Beispielen“ und eine Verein-

barung über Transparenz bei 

Interventionen wegen 

„Marktstörung“. 

 

Qualitätskriterien als 

Leitstandards für 

Angebote der 
Jugendberufshilfe 

geeignete 

Tätigkeitsfelder für 
AGH Einsatz 
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Steuerungskomitee oder charismatische Lichtgestalt?

Zu guter Letzt bleibt die Frage, 

wer die Netzwerkkooperation 

dirigieren soll. Hierzu liegen 

unterschiedliche Vorschläge vor. 

Die DJI-Experten sehen die 

kommunale Ebene als verant-

wortliche Koordinierungsinstanz 

einer lokalen Jugendberufs-

hilfepolitik. Die Länder-

Kooperationsvereinbarungen 

empfehlen Rotation zwischen 

Jugendhilfe und Arbeitsver-

waltung. Bei den aktuell 

eingerichteten Kompetenz-

agenturen ist das Jugendamt für 

die Regieführung vorgesehen 

bzw. ein freier Träger mit 

anerkannt neutralem Status. 

Ulrich Beck fordert einen 

charismatischen Gemeinwohl-

Unternehmer. Ich selbst liege 

nahe bei Beck und plädiere für 

eine geeignete Person als Kopf 

der Steuerungsgruppe, die von 

den Partnern in ihrer Rolle und 

Kompetenz akzeptiert ist. 

Ein persönliches Wort zum 

Schluss: Europäische Projekte 

haben i.d.R. eine transnationale 

Komponente. Als Netzwerk-

Koordinator in EQUAL habe ich 

auf Mainstreaming-Foren 

Gelegenheit zur Begegnung mit 

Kollegen aus den Nachbar-

ländern.  

Was von Kollegen insbesondere 

aus italienischen Projekten 

öfter gesagt wird, ist 

folgendes: „Wenn wir Deutsche 

treffen, dann verbreitet sie 

immerzu Weltuntergangs-

stimmung! Wir bewundern 

eure methodischen Ansätze, 

ihr beklagt die Politik und die 

Rahmenbedingungen. Dabei 

steht doch fest: eure sozialen 

Integrationsprojekte ebenso 

wie unsere Kooperativen haben 

die einzigartige Fähigkeit, all 

jene Menschen aufzufangen, 

die anderswo ausgemustert 

und überflüssig sind. Die Wirt-

schaft braucht sie nicht, der 

Staat selbst will auch schlank 

bleiben – demzufolge kann nur 

der Dritte Sektor Integrations-

räume und Teilhabechancen 

bieten. Also seid stolz und 

vertretet selbstbewusst Eure 

Arbeit! Diese Aufforderung 

wünsche ich uns als Motto des 

Tages. 
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Anmerkungen
1 Robert-Bosch-Stiftung (Hrsg.): 
Jugendhilfe und Arbeitsförderung. 
Band 1. Stuttgart 1995, S. 9 
2 Das vorgeschlagene Modell wirft 
allerdings fachliche Probleme auf. 
Denn in diesem neuen 
Steuerungs- und Entscheidungs-
gremium wären Adressaten-
belange – wie in allen 
korporatistischen Verhandlungs-
systemen – der ständigen Gefahr 
ausgesetzt, in der Gemengelage 
von zueinander konkurrenten 
Anbieterinteressen, der Politik 
sowie der begrenzten Ressourcen 
unterzugehen. Dabei fördert 
insbesondere der Modus der 
leistungsbezogenen Festbetrags-
finanzierung die immer schon 
latente Tendenz zum ‚Rosinen-
Picken‘ und die Hinwendung zu 
einer Abrechnungsphilosophie 
nach dem Modus medizinischer 
Dienstleistungen, bei der eine 
ganzheitliche Sichtweise auf das 
Aufgabenfeld der Jugendberufs-
hilfe unterhöhlt wird und am 
Ende – wenn überhaupt – als 
Randdomäne einiger hoffnungs-
los-idealistischer Projekte 
verbleibt, die in der regionalen 
Arena allenfalls bedauert werden, 
weil sie – angeblich – nicht 
rechnen können. Die ordnungs-
politische Formierung der 
Jugendberufshilfe durch 
marktkompatible Steuerungs-
mechanismen über Entgelt-
kataloge lässt jedenfalls wenig 
Raum für ein Mandat zur 
Selbstbeauftragung, was bislang 
als Herzstück jugendhilfe-
politischen Denkens gilt. 
3 Braun, F./Lex, T./Rademacker, H.: 
Probleme und Wege der beruflichen 
Integration von benachteiligten 
Jugendlichen und jungen Erwach-
senen. Expertise. München/Leipzig, 
Arbeitspapier 1/1999 
4 „Allerdings gibt es nach wie vor 
Regionen, in denen die 
Kooperationsvereinbarung auch zwei 
Jahre nach ihrer Unterzeichnung 

nicht oder nur unzureichend 
umgesetzt wird. Oft bemühen 
sich lediglich das Arbeitsamt und 
die freien Träger dieser Regionen 
um eine kooperative Zusammen-
arbeit. Andere Institutionen wie 
Schulen, Kammern, Sozialämter, 
Gewerkschaften, Wirtschaft u. a. 
haben bisher wenig oder kein 
Interesse signalisiert, um sich 
aktiv an der Umsetzung der 
Kooperationsvereinbarung zu 
beteiligen“ (Landesarbeits-
gemeinschaft Freier Träger der 
Jugendsozialarbeit Sachsen e.V., 
2001, S. 63). 
5 Raab, E.: Kein Leben ohne 
Arbeit - Beruf und Arbeit in der 
Lebensplanung Jugendlicher. In: 
Jugend, Beruf, Gesellschaft. 
Zeitschrift für Jugendsozial-
arbeit, Heft 1/1998, S. 4 
6 Zur Ausschließung von Miss-
verständnissen: Die Verfolgung 
von trägereigenen Interessen ist 
grundsätzlich legitim und nach 
dem Modell eines wohlfahrts-
pluralistischen Wettbewerbs 
geradezu erwünscht. Allerdings 
bedarf es für die Steuerung 
(oder zumindest für die 
Beurteilung) strukturprägender 
Entscheidungen einer 
Informationsbasis, die zwischen 
fachlichen Argumenten und 
Trägeregoismen zu unter-
scheiden erlaubt. Je besser die 
Kommunikationsforen auf 
regionaler Ebene funktionieren 
und Transparenz forcieren, desto 
schwerer fällt ein Operieren mit 
Leerformeln.  
7 respektieren bedeutet nicht, 
die Interessen der Netzwerk-
partner 1 zu 1 anzunehmen, 
sondern zunächst einmal zu 
verstehen, dass z.B. für die 
Berufsschule der Klassen-
durchschnitt wichtiger ist als die 
„Sonderwurst“ für Benachteiligte 
/ oder für die ARGE bei der 
Ergebnisbewertung von 
Maßnahmen die „harten“ 
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Faktoren wie Eingliederungsquote, 
Beendigung der Hilfebedürftigkeit 
usw. zählen, nicht so sehr die 
„weichen“ ganzheitlichen Kriterien. 
8 So wurden zur Hochzeit des 
Internetbooms die fachschulischen 
Ausbildungsgänge im Bereich 
Mediengestalter/in erheblich 
ausgeweitet; deren Absolventen 

fanden nach Ausbildungsende 
allerdings kaum einen 
Berufseinstieg, weil der Hype 
inzwischen vorüber war und sie 
in der Konkurrenz mit 
Hochschulabgängern aus 
informatiknahen Studiengängen 
das Nachsehen haben. 
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